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VERWALTUNGSGERICHT STUTTGART 
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U
prozessbevollmächtigt:
 
.. ; u.a. bei der DGB Rechtsschutz GmbH,
 
Otto-Brenner-Str. 1,30159 Hannover, l~z: 00925-07/Je/lo 

gegen 

Postbeamtenkrankenkasse,
 
- Hauptverwaltung ­
vertreten durch den Vorstand,
 
Maybachstr. 54-56, 70469 Stuttgart, Az: 335-33 58 06 1394 VRS 07 033
 

- Beklagte ­

wegen Mitversicherung 

hat das Verwaltungsgericht Stuttgart - 12. Kammer - durch den Richter am Verwaltungsge­
richt Schnapp als Einzelrichter ohne mündliche Verhandlung 

am 28, April 2008 

für R e c h t erkannt: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens. 
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Tatbestand: 

Der Kläger ist B1-Mitglied der Beklagten. Am 05.04.2006 begründete er standesamtlich 

eine Lebenspartnerschaft mit Herrn Thomas Scheibe. 

Unter dem 23.08.2006 beantragte der Kläger bei der Beklagten die Mitversicherung seines 

Lebenspartners. Mit Bescheid vom 23.10.2006 lehnte die Bezirksstelle Hannover der Be­

klagten die Mitversicherung des Lebenspartners des Klägers unter Berufung auf § 16 der 

Satzung der Beklagten ab. Hiernach ist unter bestimmten Bedingungen die Mitversiche­

rung der Ehegattin bzw. des Ehegatten des Mitglieds möglich. Die Bezirksstelle teilte mit, 

dass eine Mitversicherung nur auf eine Ehegattin bzw. einen Ehegatten beschränkt sei, 

die Möglichkeit der Mitversicherung eines eingetragenen Lebenspartners bestehe nicht. 

lur Begründlijlg des gegen diese Entscheidung erhobenen Widerspruchs führte der Klä­

ger im Wesentlichen aus: Im September 2006 sei das Allgemeine Gleichbehandlungsge­

setz (AGG) verabschiedet und in Kraft gesetzt worden. Demnach seien Diskriminierungen, 

Benachteiligungen und Ungleichbehandlungen verboten. Darüber hinaus finde er es be­

schämend, dass ihm als Beamten des Bundes Rechte velWehrt werden sollten, die bereits 

für Arbeiter und Angestellte im Sozialgesetzbuch geregelt seien. § 24 AGG bestimme, 

dass die Vorschriften des Gleichbehandlungsgesetzes für Beamte und Richter "unter Be­

rücksichtigung ihrer besonderen Rechtsstellung entsprechend" gelten. Das Gleichbehand­

lungsgebot gelte für das Handeln der Verwaltung gegenüber Beamten, Richtern und Sol­

daten, wie z. B. für ihre Einstellung, ihre Beförderung und ihre Entlassung. Davon werde 

aber auch die Gewährung von Beihilfe erfasst. Die Ausführung der .Allgemeinen Verwal­

tungsvorschrift für Beihilfen im Krankheits- Pflege- und Geburtsfällen" sei Verwaltungs­

handeln, bei dem das AGG beachtet werden müsse. Gemäß § 16 der Satzung der 

Postbeamtenkrankenkasse sei die Mitversicherung der Ehegattin bzw. des Ehegatten 

möglich, wenn dessen Einkommen die in den Beihilfevorschriften des Bundes festgelegte 

Grenze nicht überschreite. Das Einkommen seines Ehepartners liege deutlich unter 6.000 

€ im Jahr. Durch die abgelehnte Mitversicherung seines Ehepartners fühle er sich eindeu­

tig benachteiligt, ja sogar durch deutlich höhere Aufwendungen bestraft. 
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Der Widerspruchsausschuss I der WiderspruchsteIle der Beklagten wies den Widerspruch 

des Klägers mit Entscheidung vom 08.02.2007 zurück. Zur Begründung führte er im We­

sentlichen aus: Die vom Kläger beantragte Mitversicherung beziehe sich auf seinen Le­

benspartner und nicht auf den Ehegatten. Im Übrigen setze die Mitversicherung von Fami­

lienmitgliedern deren Berücksichtigungsfähigkeit in der Beihilfe voraus. Nach § 3 Abs. 1 S. 

1 der Beihilfevorschriften des Bundes gehörten zu den berücksichtigungsfähigen Angehö­

rigen lediglich der Ehegatte und die im Familienzuschlag nach dem Bundesbesoldungsge­

setz berücksichtigungsfähigen Kinder des Beihilfeberechtigten. Eine entsprechende beihil­

ferechtliche Regelung sei bei einer Lebenspartnerschaft noch nicht getroffen worden. Eine 

Mitversicherung des Lebenspartners des Klägers sei daher nicht möglich. Das Bundes­

verwaltungsgericht habe in seinem Urteil vom 26.01.2006, A.z..: 2 C 43/04, ausgeführt, 

dass der Familienstand "verheiratet" nicht gleichzusetzen sei mit "eingetragener Lebens­

partnerschaft" und der Gesetzgeber deshalb berechtigt sei, die Ehe gegenüber anderen 

Lebensgemeinschaften zu begünstigen, zumal sie nach Art. 6 Abs. 1 GG besonderen ver­

fassungsrechtlichen Schutz genieße. Der Hinweis auf das AGG komme nicht zum Tragen. 

Der sachliche Grund, der die unterschiedliche Behandlung von Verheirateten und in einf3'j" 

Lebenspartnerschaft lebenden Beamten rechtfertige, sei nicht die sexuelle Orientierung. 

Homosexualität der Partner sei nämlich nicht zwingendes Merkmal der eingetragenen Le­

benspartnerschaft. 

Am 14.02.2007 hat der Kläger Klage erhoben. Zur Begründung trägt er im Wesentlichen 

vor: Es sei mit der Fürsorgepflicht der Dienstherrn gegenüber ihren Beamten nicht zu ver·· 

einbaren, dass Beamte, die in einer Lebenspartnerschaft lebten, selbst dann keine Beihilfe 

erhielten, wenn sie die Aufwendungen für Krankheiten und für die Pflege ihrer Partner auf 

Grund ihrer Unterhaltspflicht voll tragen müssten, weil diese kein eigenes Einkommen hät­

ten. In solchen Fällen müsse der Staat auf Grund seiner A/imentationspflicht den Beamten 

mindestens soviel zusätzlich zahlen, dass damit "die Prämien einer im wesentliche der 

Höhe der Beihilfe angepassten - beihilfekonformen - Krankenversicherung beglichen wer­

den könnten". Insoweit bestehe ein Wertungswiderspruch zur gesetzlichen Krankenversi­

cherung. In der gesetzlichen Krankenversicherung würden Lebenspartner, die über kein 

nennenswertes Einkommen verfügten, beitragsfrei in die Versicherung ihrer Partner mit 

einbezogen. Bei der Beihilfe würden sie dagegen selbst dann nicht berücksichtigt, wenn 

sie kein nennenswertes eigenes Einkommen hätten. Diese unterschiedliche Behandlung 

verstoße gegen den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG), weil verpartnerte Beamte 
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gegenüber ihren Lebenspartnern dieselben Unterhaltspflichten hätten wie verpartnerte
 

Sozialversicherte.
 

Gemäß der Rechtsprechung des EUGH stehe verpartnerten Bundesbeamten, Richtern
 

und Soldaten dieselbe Beihilfe zu wie verheirateten Bundesbeamten. Es sei für ihn des­


halb unverständlich, dass die Postbeamtenkrankenkasse sich weigere, seinen Lebens­


partner in der Familienversicherung mit zu versichern.
 

Der Kläger beantragt,
 

den Bescheid der Beklagten vom 23.10.2006 und deren Widerspruchsbescheid 

vom 08.02.2007 aufzuheben und festzustellen, dass die Beklagte verpflichtet ist, 

dem Kläger für seinen Lebenspartner dieselbe Beihilfe zu gewähren, wie einem 

verheirateten Beamten für seinen Ehegatten. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung verweist sie auf ihren Widerspruchsbescheid vom 08.02.2007. 

Mit Beschluss vom 14.04.2008 ist der Rechtsstreit dem Berichterstatter als Einzelrichter 

zur Entscheidung Übertragen worden. Die Beteiligten haben auf die Durchführung einer 

mündlichen Verhandlung verzichtet. 

Dem Gericht haben die Verwaltungsakten der Beklagten (Blatt 1 - 17) vorgelegen. Wegen 

weiterer Einzelheiten wird hierauf Bezug genommen. Wegen des Vorbringens der Beteilig­

ten im Übrigen wird auf die im Verfahren gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug 

genommen. 

Entscheidungsgründe: 

Die zulässige Klage ist nicht begründet. Die angefochtenen Bescheide sind rechtmäßig 

und verletzen den Kläger nicht in seinen Rechten; der Kläger hat keinen Anspruch gegen 

die Beklagte auf Mitversicherung seines Lebenspartners. Demgemäß hat der Kläger auch 
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keinen Anspruch darauf, dass sein Lebenspartner in Bezug auf die satzungsgemäßen 

~eistungen der Beklagten den Ehegatten der bei dieser versicherten Beamten gleichge­

rteIlt wird. 

Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch lässt sich nicht unmittelbar aus der Satzung 

Ider Beklagten herleiten. Nach § 16 der Satzung d.er Beklagten kommt nur die Mitversiche­

(ung des "Ehegatten" in Betracht. Unter den Begnff "Ehegatte" kann der Lebenspartner Im 

Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes nicht subsumiert werden. Denn der Begriff "E­

hegatte" zielt auf den Familienstand "verheiratet". Dies wird bereits durch den Text der 

Satzung der Beklagten klargestellt, denn nach § 18 Abs. 2 der Satzung beginnt bei Ehe­

gatten die Mitversicherung mit dem Tag der Eheschließung, wenn der Antrag innerhalb 

von drei Monaten nach der Eheschließung eingeht. Die gesetzlich begründete Lebens­

partnerschaft erfüllt die Voraussetzungen der bürgerlichen Ehe (§§ 1310 f. BGB) nicht. Zu 

den wesentlichen Strukturprinzipien der Ehe gehört die Verschiedengeschlechtlichkeit der 

Partner. Die Lebenspartnerschaft erfüllt diese Voraussetzungen nicht. Sie ist keine Ehe im 

Sinne des § 6 Abs. 1 GG. Die Lebenspartnerschaft kann nach § 1 Abs. 1 S. 1 LPartG nur 

zwischen Personen des gleichen Geschlechts begründet werden (vgl. BVerwG, Urteil vom 

25.07.2007, Az.: 6 C 27/06, BVerwGE 129, 129 = NJW 2008,246). 

Die Regelung des § 16 der Satzung der Beklagten verstößt nicht gegen Art. 3 Abs. 1 GG. 

Der Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG gebietet es, niemanden im Vergleich zu anderen 

Normadressaten anders zu beurteilen, ohne dass zwischen ihnen Unterschiede von sol­

cher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie eine ungleiche Behandlung rechtfertigen 

(vgl. BVerfG, Beschluss vom 10.03.1998 - 1 BvR 178/97 - BVerfGE 97, 332, 344; 

BVerwG, a.a.O.). 

Eine Gleichbehandlung mit Ehegatten kann der Kläger im Hinblick auf seinen Lebenspart­

ner nicht deshalb beanspruchen, weil § 10 Abs. 1 SGB V für den Bereich der Krankenver­

sicherung den Lebenspartner eines Mitglieds in die Familienversicherung einbezogen hat. 

In der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungsge­

richts ist geklärt, dass der Gleichheitssatz den Normgeber nur in seinem Kompetenzbe­

reich bindet. Vorliegend ist der Satzungsgeber nicht durch Art. 3 Abs. 1 GG gehindert, bei 

seiner Rechtssetzung von Vorschriften des Bundes abzuweichen, die dieser für vergleich­

bare Sachverhalte in seinem Gesetzgebungsbereich erlassen hat (vgl. BVerwG, a.a.O., 
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m.w.N.; vgL auch VGH Bad.-Württ., Beschluss vom 18.12.2006 - 4 S 2531/05 -, ZBR 

2007, 213). 

Aus Art. 3 Abs. 1 folgt auch unter anderen Gesichtspunkten kein Anspruch auf Gleichbe­

handlung eines lebenspartners mit einem Ehegatten. Das Differenzierungskriterium, das 

der unterschiedlichen Behandlung von verheirateten und in einer Lebenspartnerschaft le­

benden Mitgliedern der Beklagten zugrunde liegt, ist nicht Heterosexualität bei den Verhei­

rateten und Homosexualität bei den Lebenspartnern. Oie Regelung des § 16 der Satzung 

der Beklagten knüpft nicht an die persönliche Eigenschaft der Heterosexualität, sondern 

an den Familienstand "verheiratet" an. Der Normgeber darf die Ehe gegenüber anderen 

Lebensgemeinschaften privilegieren, weil nach Art. 6 Abs. 1 GG Ehe und Familie unter 

dem besonderen Schutz des Staates stehen. Darum kann bereits der Unterschied zwi­

schen dem Familienstand "verheiratet" und dem Familienstand "eingetragene Lebenspart­

nerschaft" unterschiedliche Rechtsfolgen rechtfertigen; denn der Gesetzgeber bzw. 5at­

zungsgeber ist nicht gehindert, entsprechend den grundgesetzlichen Wertungen zu diffe­

renzieren (vgl. im Einzelnen - mit Nachweisen aus der Rechtsprechung des BVerfG und 

des BVerwG: BVerwG, Urteil vom 25.07.2007, a.a.O., sowie BVerwG, Urteile vom 

26.01.2006, Az.: 2 C 43/04, juris bzw. BVerwGE 125, 79, und vom 15.11.2007, ÄZ.: 2 C 

33/06, NJW 2008,868 sowie juris). 

Hieraus folgt zugleich, dass § 16 der Satzung der Beklagten nicht gegen das Verbot des 

Art 3 Abs. 3 GG verstößt, wegen des Geschlechts zu benachteiligen. 

Die Nichtberücksichtigung des Lebenspartners hinsichtlich der Mitversicherung verstößt 

auch nicht gegen das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz vom 14.08.2006 (BGBI I S. 

1897). Hierbei kann dahingestellt bleiben, ob das Mitgliedschaftsverhältnis zur Beklagten 

in den persönlichen und sachlichen Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehand­

lungsgesetzes fällt (vgl. § 24 AGG LV.m. § 2 und 6 AGG). Die Postbeamtenkrankenkasse 

ist eine Sozialeinrichtung der früheren Deutschen Bundespost (§ 1 Abs. 1 der Satzung). 

Die Mitgliedschaft in ihr knüpft grundsätzlich an ein (bestehendes oder früheres) Dienst­

oder Arbeitsverhältnis zur früheren Deutschen Bundespost bzw. zu einem der hieraus her­

vorgegangenen Nachfolgeunternehmen an (vgl. § 15 Abs. 1 der Satzung). Ob diese Aus­

gestaltung den Anwendungsbereich des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes gemäß 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 AGG (Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen einschließlich Arbeitsent­

gelt) eröffnet, ist jedoch fraglich. Eher dürfte insoweit § 2 Abs. 1 Nr. 5 AGG (Sozialschutz 
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einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste) einschlägig sein. Ob 

das Mitgliedschaftsverhältnis zur Beklagten insoweit dem Anwendungsbereich des Allge­

meinen Gleichbehandlungsgesetzes unterfälit, kann jedoch dahingestellt bleiben. Jeden­

falls verstößt die Satzungsregelung des § 16 nicht gegen das Benachteiligungsverbot des 

§ 1 LV.m. § 3 AGG. Nach § 1 AGG ist es Ziel des Gesetzes, Benachteiligungen aus Grün­

den der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion oder 

Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern 

oder zu beseitigen. Der Begriff der Benachteiligung wird in § 3 AGG näher bestimmt, wo­

bei zwischen einer unmittelbaren Benachteiligung und einer mittelbaren Benachteiligung 

unterschieden wird. 

Eine unmittelbare Benachteiligung liegt nach § 3 Abs. 1 AGG vor, wenn eine Person we­

gen eines in § 1 genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 

andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. 

Eine mittelbare Benachteiligung liegt nach § 3 Abs. 2 AGG vor, wenn dem Anschein nach 

neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen wegen eines in § 1 genannten 

Grundes gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen können, es 

sei denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein rechtmä­

ßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung dieses Zieles ange­

messen und erforderlich. 

Eine unmittelbare Benachteiligung durch die Anwendung des § 16 der Satzung kommt 

nicht in Betracht, weil die Rechtsvorschrift nicht an die sexuelle Identität, sondern an den 

Familienstand anknüpft (vgl. oben). 

Die Anwendung des § 16 der Satzung der Beklagten führt auch zu keiner mittelbaren Be­

nachteiligung im Sinne des § 3 Abs. 2 AGG. Eine mittelbare Benachteiligung würde vor­

aussetzen, dass der Kläger durch die Anwendung der Vorschrift wegen seiner sexuellen 

Identität gegenüber verheirateten Mitgliedern, die in den Genuss der Mitversicherung des 

Ehegatten kommen, wesentlich benachteiligt wäre. Dies wiederum setzt voraus, dass zwi­

schen verheirateten Mitgliedern der Beklagten und Mitgliedern, die in einer eingetragenen 

Lebenspartnerschaft leben, hinsichtlich des rechtlichen Anknüpfungspunkts der Mitversi­

cherung Vergleichbarkeit besteht. Bestehen hinsichtlich der rechtlichen Ausgestaltung 

beider Familienstände dagegen noch ins Gewicht fallende Unterschiede, fehlen gültige 

Vergleichsmaßstäbe (vgl. BVerwG, Urteil vom 15.11.2007, 2.2.0., dort zur Richtlinie 
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2000/78/EG des Rates der Europäischen Union vom 27.11.2000, die durch das Allgemei­

ne Gleichbehandlungsgesetz umgesetzt worden ist). 

Derartige ins Gewicht fallende Unterschiede zwischen den beiden genannten Familien­

ständen bestehen. Die familienrechtlichen Institute der Ehe und der eingetragenen Le­

benspartnerschaft sind nicht gleichartig, so dass auch der Familienstand der dem jeweili­

gen Rechtsinstitut zugehörigen Person nicht vergleichbar ist. Zwar wurde das familien­

rechtliche 1nstitut der eingetragenen Lebenspartnerschaft durch die Novel/ierung des Le­

benspartnerschaftsgesetzes und anderer Gesetze dem familienrechtlichen Institut der Ehe 

weiter angenähert. Es bestehen aber zwischen beiden Rechtsinstituten immer noch so 

erhebliche Unterschiede, dass nicht von ihrer Vergleichbarkeit ausgegangen werden kann. 

iEine vollständige oder allgemeine Gleichstellung ist weder erfolgt noch war sie vom Bun­

Idesgesetzgeber beabsichtigt (vgl. BVerwG, a.a.O.). Zu den noch bestehenden erheblichen 

Unterschieden - im Familienrecht, im Öffentlichen Dienstrecht, im Aufenthaltsrecht sowie 

im Steuerrecht - wird im Einzelnen auf die Ausführungen im Urteil des Bundesverwal­

tungsgerichts vom 15.11.2007 (a.a.O.) Bezug genommen. Eine mittelbare Benachteili­

gung im Sinne des § 3 Abs. 2 AGG lässt sich somit - wenn das AGG überhaupt Anwen­

dung findet - nicht feststellen. 

Selbst wenn man eine an den Familienstand anknüpfende rechtliche Differenzierung als 

mittelbare Benachteiligung LS.v. § 3 Abs.2 AGG ansehen wollte, werden von dieser Vor­

schrift ausdrücklich Regelungen ausgenommen, die durch ein rechtmaßiges Ziel sachlich 

gerechtfertigt und zur Erreichung dieses Ziels angemessen und erforderlich sind.• Ein sol­

ches, für den Fortbestand der Gesellschaft insgesamt wichtiges, rechtlich allgemein aner­

kanntes Ziel ist die materielle Förderung von auf Dauer angelegten menschlichen Ge­

meinschaften, in denen typischerweise Kinder geboren, gepflegt und erzogen werden wie 

in einer Ehe zwischen Mann und Frau." ( BGH, Urteil vom 14.02.2007 - IV ZR 267/04 ­

VersR 2007,676, vgl. BverwG, Urt. vom 25.07.2007, aaO). Die Regelung der Satzung der 

Beklagten über die Mitversicherung von Ehegatten ist hierzu ein angemessenes und er­

forderliches Mittel, weil sie die Familie materiell fördert und die mit der Familiengründung 

verbundenen besonderen Belastungen zu einem Teil ausgleicht. 

Die Satzungsbestimmung verstößt auch nicht gegen europäisches Recht. 
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Die Richtlinie 2000178/EG des Rates der Europäischen Union vom 27. November 2000 

findet auf das Mitgliedschaftsverhältnis zur Beklagten keine Anwendung (im Ergebnis so 

auch VG Stuttgart, Urteil vom 03.11.2005, Az.: 18 K 2867/04). Nach ihrem Art. 3 Abs. 3 gilt 

die Richtlinie nicht für Leistungen jeder Art seitens der staatlichen Systeme oder der damit 

gleichgestellten Systeme einschließlich der staatlichen Systeme der sozialen Sicherheit 

oder des sozialen Schutzes. Die Beklagte als Sozialeinrichtung der früheren Deutschen 

Bundespost ist ein staatliches System der sozialen Sicherheit, auf das die Richtlinie 

2000/78/EG somit nicht anwendbar ist. Verdeutlicht wird dies durch den Erwägungsgrund 

13 der Richtlinie. Danach findet die Richtlinie weder Anwendung auf die Sozialversiche­

rungs- und Sozialschutzsysteme, deren Leistungen nicht einem Arbeitsentgelt in dem Sin­

ne gleichgestellt werden, der diesem Begriff für die Anwendung des Art. 141 des EG­

Vertrags gegeben wurde, noch auf Vergütungen jeder Art seitens des Staates, die den 

Zugang zu einer Beschäftigung oder die Aufrechterhaltung eines Beschäftigungsverhält­

nisses zum Ziel haben. Bei der Beklagten handelt es sich um ein derartiges SozialschuIZ­

system. Die Leistungen der Beklagten stellen kein Arbeitsentgelt dar. Die Kassenleistun­

gen der Beklagten werden durch die von den (freiwilligen) Mitgliedern aufzubringenden 

Mitgliedsbeiträge finanziert. Arbeitgeberbeiträge sind nicht vorgesehen. Die Kassenleis­

tungen werden den Mitgliedern nach Maßgabe der Satzung erbracht. Sie sind kein nach­

gezogenes Entgelt für die Arbeit (vgl. BVerwG, Urteil vom 25.07.2007, a.a.O. zu den Leis­

tungen eines ärztlichen Versorgungswerks; VG Stuttgart, Urteil vom 03.11.2005, a.a.O.). 

Ungeachtet des Anwendungsausschlusses nach Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 2000nS/EG 

fallen die Mitgliedschaft bei der Beklagten und die von der Beklagten zu erbringenden 

Leistungen auch nicht unter den durch Art. 3 Abs. 1 Buchst. abis d beschriebenen Gel­

tungsbereich der Richtlinie. Die Versicherungsleistungen der Beklagten, die auf einer frei­

willigen Mitgliedschaft und auf der Zahlung von Beiträgen durch die Mitglieder beruhen, 

können insbesondere weder den Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen noch dem Be­

griff des "Arbeitsentgelts" zugeordnet werden (Art. 3 Abs. 1 Buchst. c der Richtlinie (vgl. 

hierzu wiederVG Stuttgart, a.a.O.). Auch handelt es sich bei dem Mitgliedschaftsverhältnis 

zur Beklagten nicht um die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Ar­

beitgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufs­

gruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisa­

tionen (Art. 3 Abs. 1 Buchst. d). Insbesondere handelt es sich bei der Beklagten nicht um 

eine berufsständische Organisation, die die Interessen ihrer Mitglieder in Bezug auf die 

Wahrung und Förderung der Wirtschafts- und Arbeitsbedingungen vertritt. Ebenso kann 
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allein aus der Tatsache, dass die Mitglieder der Beklagten allesamt in Diensten desselben 

Dienstherrn stehen, nicht darauf geschlossen werden, dass sie der gleichen Berufsgruppe 

angehören. Denn die in Diensten der früheren Deutschen Bundespost bzw. deren Nach­

folgeorganisationen stehenden Beschäftigten üben unterschiedliche Berufe, z. B. techni­

scher Art oder im Dienstleistungsbereich, aus (vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 03.11.2005, 

a.a.O.). 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 

Die Voraussetzungen für die Zulassung der Berufung durch das Verwaltungsgericht ge­

mäß §§ 124 a Abs. 1 Satz 1, 124 Abs. 2 Nr. 3 oder Nr. 4 VwGO liegen nicht vor. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie vom Verwaltungsge­
richtshof Baden-Württemberg zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung ist beim Verwal­

J tungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 70178 Stuttgart oder Postfach 10 50 52, 70044 
Stuttgart, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils zu stellen. Der Antrag 
muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung sind die Gründe darzulegen, aus denen die 
Berufung zuzulassen ist Die Begründung ist bei dem Verwaltungsgerichtshof Baden­
Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 103264, 68032 Mann­
heim, einzureichen, wenn sie nicht bereits mit AntragsteIlung beim Verwaltungsgericht 
Stuttgart erfolgt ist. Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen, 
2.� die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist, 
3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, 
4. das Urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, des Bundesverwal­

tungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder 
des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

5.� ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend 
gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, soweit er einen Antrag stellt, 
durch einen Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des 
Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt vertreten lassen. Das gilt auch 
für den Antrag auf Zulassung der Berufung. Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
und Behörden können sich auch durch Beamte oder Angestellte mit Befähigung zum Rich­
teramt sowie Diplomjuristen im höheren Dienst, Gebietskörperschaften auch durch Beam­
te oder Angestellte mit Befähigung zum Richteramt der zuständigen Aufsichtsbehörde 0­
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d~r des jeweiligen kommunalen Spitzenverbandes des Landes, dem sie als Mitglied zuge­
horen, vertreten lassen. 

gez. Schnapp 

Beschluss vom 28. April 2008 

Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß den §§ 63 Abs. 2, 52 Abs. 1 GKG auf 

5.000,-- € 

festgesetzt. 

Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Beschluss ist die Beschwerde an den VelWaltungsgerichtshof Baden­
Württemberg in Mannheim, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 103264, 
68032 Mannheim, gegeben, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 € über­
steigt oder wenn sie wegen grundsätzlicher Bedeutung der zu entscheidenden Frage zu­
gelassen worden ist. Sie ist beim VelWaltungsgericht Stuttgart, Augustenstraße 5, 
70178 Stuttgart, oder Postfach 105052, 70044 Stuttgart, schriftlich oder zu Protokoll der 
Geschäftsstelle einzulegen und dann zulässig, wenn sie vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder anderweitiger Erledigung des 
Verfahrens eingelegt wird. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist 
festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder form­
loser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. 

gez.Schnapp 




